
K R A N K E N V E R S I C H E R U N G 

Peter Szopo 

T a r i f r e g u l i e r u n g i n d e r 
p r i v a t e n K r a n k e n v e r s i 

* ^ i e private Versicherungswirt-
Bschaft unterliegt in Öster-

J reich — aber auch im Aus­
land — mehr und strengeren Regulie­
rungen als die meisten anderen Sek­
toren der Wirtschaft Allerdings ist 
das System der materiellen Versiche­
rungsaufsicht im Umbruch Vor allem 
die integrationspolitischen Bemühun­
gen Österreichs und die Entwicklung 
des Versicherungsrechts in der EG 
selbst lassen in den nächsten Jahren 
eine schrittweise Liberalisierung der 
Versicherungsaufsicht in Österreich 
erwarten. Unabhängig von allen äuße­
ren Anlässen sprechen auch Überle­
gungen der ökonomischen Theorie 
dafür, das dichte Netz der bestehen­
den Versicherungsregulierung gezielt 
zu lockern Tatsächlich wurde in 
Österreich bereits in den vergange­
nen Jahren eine Liberalisierung der 
Versicherungsregulierung — weitge­
hende Freigabe der Tarife in der 
Kraftfahrzeug-Versicherung, Locke­
rung der Anlagevorschriften — be­
gonnen. 

Ein weiterer Deregulierungsschritt 
wurde nun im Rahmen der derzeit in 
Vorbereitung befindlichen Novellie­
rung des Versicherungsaufsichtsge­
setzes (VAG) ins Auge gefaßt: die 
Aufgabe der Tarifgenehmigung in der 
privaten Krankenversicherung. 

Auf Anregung des Österreichi­
schen Versicherungsverbands be­
leuchtete das WIFO diese Deregulie­
rungsmaßnahme und untersuchte, ob 
die Besonderheiten der privaten 
Krankenversicherung einen funktio­
nierenden Preiswettbewerb erwarten 
lassen1) 

Aufgabe der privaten Krankenver­
sicherung ist die Deckung des Krank-

Anläßlich der Novellierung des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes, die 
derzeit vorbereitet wird, wurde der 
Verzicht auf die staatliche Aufsicht 

über die Tarife in der privaten 
Krankenversicherung in Erwägung 

gezogen. In einem Gutachten, das im 
folgenden gekürzt wiedergegeben ist, 
kommt das WIFO zum Ergebnis, daß 

die Rahmenbedingungen auf dem 
Markt für private 

Krankenversicherungen einen solchen 
Deregulierungsschritt nicht 

rechtfertigen. 

heits- und Unfallrisikos Auch die Ko­
sten im Zusammenhang mit Schwan­
gerschaft und Entbindung sind in der 
Regel eingeschlossen. Im wesentli-

D e i Markt für pr ivate 
Kranken ver Sicherungen 

chen unterscheidet man zwei Formen 
der privaten Krankenversicherung: 
— Die Krankenhaus-Kostenversiche­

rung ersetzt die Behandlungsko­
sten einer stationären Behandlung 
im Krankenhaus Meist wird sie er­
gänzend zur gesetzlichen Kran­
kenversicherung abgeschlossen 
(„Zusatzversicherung"), um die 
Mehrkosten eines Aufenthaltes in 
der Sonderklasse zu decken 

— Die Krankenhaus-Taggeldversi­
cherung zahlt dem Versicherungs­
nehmer pro Tag seines Kranken­
hausaufenthaltes einen bestimm­
ten Betrag aus. 
Insgesamt waren 1987 nach Erhe­

bungen des Versicherungsverbandes 
rund 2,8 Mili Österreicher privat kran­
kenversichert Die abgegrenzten 
Bruttoprämien betrugen 1987 
9,7 Mrd S, die Versicherungsleistun­
gen 7,8 Mrd. S Von den Versicherten 
hatten rund 40% eine Krankenhaus-

Kostenversicherung und etwa 60% 
eine Krankenhaus-Taggeldversiche­
rung Da in Österreich fast die gesam­
te Bevölkerung durch die gesetzliche 
Krankenversicherung Versicherungs­
schutz genießt, werden privat fast 
ausschließlich Zusatzversicherungen 
abgeschlossen Die private Kranken­
versicherung wird — ähnlich wie die 
Lebensversicherung — als Einzel-
und als Gruppenversicherung abge­
schlossen. Die Einzelversicherung 
dominiert; auf sie entfallen rund drei 
Viertel der Risken und rund 70% des 
Prämienvolumens. Die Prämienzah­
lungen für eine private Krankenversi­
cherung können — innerhalb des im 
§ 18 Abs. 3 Z 2 EStG 1988 festgeleg­
ten Rahmens — zur Hälfte als Son­
derausgabe geltend gemacht werden 

B e s o n d e r h e i t e n der pr ivaten 
Ki ankenver Sicherung 

Die private Krankenversicherung 
zählt laut VAG — zusammen mit der 
Lebensversicherung und anderen 
Sparten, in denen Rentenverpflächtun-
gen des Versicherers entstehen kön­
nen — zu den „Versicherungen, für 
die eine Deckungsrückstellung zu bil-
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^ Die vollständige Fassung der Untersuchung ist in der Versicherungsrundschau Materialien 7 Wien 1990 erschienen 
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den ist" Für diese Vers icherungen 

schre ib t § 18 Abs 1 VAG vor, daß der 

Geschäftsplan die Rechnungsgrund­

lagen (Wahrscheinl ichkeitstafeln 

Zinsfuß, Kostenzuschläge) die 

Grundsätze für die Berechnung der 

Prämien, der Deckungsrücks te l iung, 

der Prämienübert räge und der Prä­

mienrückers ta t tung sowie auch die 

Tarife zu enthalten hat Änderungen 

des Geschäftplans, also auch neue 

Tarife, s ind von der Versicherungsauf­

s ich tsbehörde zu genehmigen (§ 10 

VAG). 

Z u m Unterschied von der Lebens­

vers icherung, in der alle Anbieter von 

denselben Wahrscheinl ichkei tstafeln 

ausgehen hängt die Kalkulation der 

Net toprämie in der Krankenvers iche­

rung vom Bestand des einzelnen Un­

te rnehmens ab Einen überbetr ieb l i ­

chen Erfahrungsaustausch über 

Schadensdaten gibt es — mit Aus­

nahme einer gemeinsam erstel l ten 

Auswer tung der Krankenhausgebüh­

ren — nicht In der Praxis ist die Tarif­

aufsicht in der Krankenvers icherung 

sehr aufwendig. Da die Kostenersätze 

nach Bundesland und nach Sozialver­

s icherungst räger di f fer ieren, s ind für 

jeden Anbieter mehr als 200 Tarife zu 

genehmigen 

Die private Krankenvers icherung 

weist im Vergleich mit anderen Versi ­

cherungszweigen zwei Besonderhe i ­

ten auf: 

— In der Regel wählt der Versiche­

rungsnehmer nur einmal in seinem 

Leben einen Vers icherungsanbie­

ter für seine Krankenvers icherung 

Ein späterer Wechsel zu einem an­

deren Vers icherungsunternehmen 

ist meist mit hohen Kosten ver­

bunden und w i rd daher kaum 

prakt iziert 

— Der Vers icherungsschutz in der 

privaten Krankenvers icherung ist 

— in der Terminologie von Nelson 
(1970) — ein , Er fahrungsgut" 

Den genauen Preis und die Quali­

tät des e rworbenen Produktes 

lernt der Vers icherungsnehmer 

erst nach Vertragsabschluß — 

durch Konsum — kennen. 

Jedes dieser Charakter ist ika ist 

für sich aliein relativ unprob lemat isch 

Ihr Zusamment re f fen jedoch verleiht 

der privaten Krankenvers icherung im 

Vergleich zu anderen Märkten — 

auch anderen Vers icherungssparten 

— eine Sonderste l lung 

Die — in der Regel — lebenslange 

B indung des Vers icherungsnehmers 

hat fo lgende Ursache: Die in der Ein­

ze lkrankenvers icherung bei Ver t rags­

beginn vereinbarte Prämie r ichtet sich 

nach d e m Eintr i t tsalter des Versiche­

rungsnehmers und darf nicht wegen 

des im Alter s te igenden Krankhei tsr i -

Die private Krankenversicherung ist 

ein „Erfahrungsgut", der Konsument 

hat jedoch in der Praxis nicht die 

Mögl ichkeit , seine Erfahrung bei 

einem Wiederhoiungskauf zu 

verwerten. 

sikos erhöht werden. Relativ zu dem 

von seinem Alter abhängigen Risiko 

leistet der Versicherte also zunächst 

eine zu hohe und später eine zu nied­

rige Prämie Der in ter temporale Aus­

gleich erfolgt über die Bi ldung und 

spätere Auf lösung einer aus den zu­

nächst überhöhten Prämien dot ier ten 

A l te rungsrückste l lung, die — ähnlich 

wie in der Lebensvers icherung — 

nach vers icherungsmathemat ischen 

Grundsätzen berechnet wi rd In 

einem so gestal teten System muß die 

Mögl ichkei t der Ver t ragskündigung 

durch das Vers icherungsunterneh­

men ausgeschlossen werden Die 

Verträge in der Einzelkrankenversi­

cherung haben daher eine lange Lauf­

zeit, meist bis zum Ableben des Versi­

cherten Dieser kann zwar, im Gegen­

satz zum Vers icherungsunternehmen, 

den Vertrag kündigen, er w i rd davon 

al lerdings kaum Gebrauch machen, 

da die angesparte" A l te rungsrück­

stel lung nicht ausgezahlt w i rd 

Dieses System hat den Vortei l , 

daß es das Prob lem der adversen Se­

lekt ion zum Teil entschärft . Ein Versi ­

cherungsnehmer , der in jungen Jah­

ren eine Krankenvers icherung erwor­

ben hat (etwa im Rahmen einer Fami-

l ienpolizze), behält einen Anreiz zur 

Wei tervers icherung, selbst wenn sich 

im fo r tgeschr i t tenen Alter heraus­

stellt, daß er ein „gutes Risiko dar­

stellt (also wenig krankheitsanfäl l ig 

ist) 2) Der Nachteil dieser inst i tut ionel­

len Regelung ist allerdings, daß ein 

entscheidender Wet tbewerbsparame­

ter — die Wahl- und damit Sankt ions­

mögl ichkei t des Konsumenten — er­

heblich e ingeschränkt wird. 

Anders ist die Regelung in der 

Gruppenvers icherung Zumindes t der 

Grundidee nach dür f ten die Probleme 

der A l terung und der adversen Selek­

t ion in der Gruppenvers icherung keine 

Rolle spielen Das durchschni t t l iche 

Alter des Beschäf t ig tenbestands eines 

Unternehmens ist erfahrungsgemäß 

ziemlich konstant, und die gleichzeit i ­

ge Vers icherung des überwiegenden 

Teils der Beschäf t ig ten sollte die Ten­

denz, daß sich „schlechte Risken 

eher vers ichern als gute wesent l ich 

abschwächen Anders als in der Ein­

zelversicherung besteht daher keine 

Notwendigkei t der Beendigung des 

Vers icherungsver t rags einen Riegel 

vorzusch ieben: Der Gruppenvers iche­

rungsvert rag hat eine Laufzeit von nur 

einem Jahr und kann auch v o m Versi­

cherer gekündigt (d . h nicht verlän­

gert) werden Al ierdings haben die 

Gruppenvers icher ten das Recht in­

nerhalb eines Monats nach Beendi­

gung des Gruppenvers icherungsver­

trags bzw. bei Ausscheiden aus dem 

vers icher ten Personenkreis d ie Über­

nahme in die Einzelvers icherung unter 

Anrechnung der in der Gruppenvers i ­

cherung e rworbenen Ansprüche zu 

ver langen Daher besteht auch in der 

Gruppenvers icherung für die Versi­

cherten ein Anreiz, beim einmal ge­

wählten Anbieter zu bleiben 

Rein theoret isch müßte d ie Ein­

schränkung der Wahlmögl ichkei t des 

Versicherten kein Problem bedeuten 

Blieben die Tarife während der ge­

samten Vertragsdauer unverändert 

dann könnte ein gut in formier ter Ver­

s icherungsnehmer — wie auf anderen 

Märkten — das fü r ihn günst igste An­

gebot ermit te ln und danach seine 

Entscheidung t ref fen Tatsächl ich ist 

diese Voraussetzung allerdings nicht 

erfüllt, da sich — etwa infolge des 

mediz in isch- technischen Fortschr i t ­

tes und demographisch bedingter 

Verschiebungen der Struktur des Ver­

s icher tenbestands — die Grundlagen 

der Tarifkalkulation und damit die Ta­

rife in der Krankenvers icherung lau­

fend ändern : 

— Die Inflation ist im Gesundhei tswe­

sen besonders hoch Seit 1976 

sind z B die Spi ta lskosten (Ta­

ges- und Pflegesätze der Landes-

z ) U m d i e s e n V o r t e i l d e s S y s t e m s z u e r h a l t e n ist e s d a h e r in d e r K r a n k e n v e r s i c h e r u n g n i c h t s i n n v o l l , w i e i n d e r L e b e n s v e r s i c h e r u n g d i e A n s p r ü c h e a n d a s D e k -

k u n g s k a p i t a l a n l ä ß l i c h e i n e r K ü n d i g u n g a u s z u z a h l e n D a d u r c h k ä m e e s z u a d v e r s e r S e l e k t i o n u n d in V e r b i n d u n g d a m i t z u M a r k t i n s t a b i l i t ä t e n {Finsinger 1 9 8 8 S 146) 
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krankenanstalten) — sie sind die 
bei weitem bedeutendste Lei­
stungsposition der privaten Kran­
kenversicherung — rund doppelt 
so rasch gestiegen wie die Ver­
braucherpreise 

— Die Struktur der Leistungen ver­
schiebt sich So verlagern sich et­
wa die Krankenhauskosten von 
der eigentlichen Behandlung zu 
den vorangehenden diagnosti­
schen Untersuchungsleistungen 

— Die Schadenhäufigkeit weist einen 
steigenden Trend auf 1988 war 
die Schadenhäufigkeit um rund 
30% höher als noch Mitte der sieb­
ziger Jahre 

— Die Vermögenserträge schwan­
ken, sie hängen von den Bedin­
gungen auf den Kapitalmärkten 
und vom Geschick der Portefeuil­
leverwaltung ab 

— Selbstverständlich steigen auch in 
der Versicherungswirtschaft, wie 
in den übrigen Wirtschaftssekto­
ren, die Löhne und Gehälter der 
Beschäftigten und damit die Ver­
waltungskosten der Unternehmen 

— Technischer Fortschritt, etwa ver­
stärkter Einsatz der elektroni­
schen Datenverarbeitung, steigert 
die Produktivität und dämpft die 
Verwaltungskosten. 
Insgesamt bewirkten diese Fakto­

ren in der Vergangenheit eine bestän­
dige, im Vergleich zur gesamtwirt­
schaftlichen Inflation überdurch­
schnittliche Erhöhung der Kranken­
versicherungstarife Von 1976 bis 1988 
stiegen die im Verbraucherpreisindex 
(VPI) erfaßten Krankenversicherungs­
tarife im Durchschnitt um 4,9% pro 
Jahr, der VPI insgesamt um 4,0% In 
der Gruppenversicherung verteuerten 
sich die Tarife noch viel kräftiger, wie 
sich anhand von Verbandsdaten zei ­
gen läßt, die seit 1979 verfügbar sind. 
Demnach stieg die durchschnittliche 
Prämie je versichertes Risiko in der 
Gruppenversicherung von 1979 bis 
1987 um fast 14% pro Jahr (bzw um 
9%, wenn man den Anstieg von 1979 
auf 1980 von 55% ausschaltet, der 
möglicherweise nur statistische Ursa­
chen hat) Ausschlaggebend dafür 
war, daß sich die Annahmen, auf de­
nen das Modell des Gruppengeschäf­
tes beruht, nicht ganz erfüllten Insbe­
sondere die Einbeziehung pensionier­
ter Beschäftigter in die Gruppenversi­

cherung verschlechterte die Alters­
struktur des Risikobestands und ver­
ursachte eine deutliche Erhöhung der 
durchschnittlichen Leistung je Risiko 

Die empirische Evidenz über den 
Verlauf der Tarifierungsgrundlagen 
und Tarifindizes ist zu allgemein, um 
danach zu beurteilen, ob das tatsäch­
liche Tarifniveau und seine Entwick-

Dte staatliche Aufsicht über die Tarife 
in der privaten Krankenversicherung 
zählt nicht zu jenen Bereichen der 

Versicherungswirtschaft, in denen eine 
Deregulierung angebracht ist. 

lung gerechtfertigt sind — schon des­
halb, weil sich die einzelnen Anbieter 
durch die Zusammensetzung ihres 
Risikobestands und durch ihre Ge ­
schäftsstruktur beträchtlich voneinan­
der unterscheiden Die Daten illustrie­
ren jedoch, wie rasch sich die Rech­
nungsgrundlagen in der privaten 
Krankenversicherung ändern und wel­
chen — in ihrem Ausmaß unvorher­
sehbaren — Einflüssen der Kranken­
versicherungsvertrag unterliegt Der 
Versicherungsnehmer kann also zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
den genauen Preis der gewünschten 
Risikodeckung gar nicht kennen Die 
private Krankenversicherung ist da­
her, wie eingangs bemerkt, ein „Er­
fahrungsgut" — jedoch hat der Kon­
sument kaum die Möglichkeit, seine 
Erfahrung bei einem Wiederholungs­
kauf zu verwerten 

Unter den beschriebenen Rah­
menbedingungen — also angesichts 
der hohen Transaktionskosten, die ein 
Wechsel des Versicherungsunterneh­
mens für den Konsumenten hervor­
ruft — wäre aus Gründen des Konsu­
mentenschutzes ein Verzicht auf die 
staatliche Tarifaufsicht (und in Verbin­
dung damit auf die Bedingungsge­
nehmigung) problematisch Da die 
Sanktionsmöglichkeit des Versiche­
rungsnehmers nach Vertragsabschluß 
nachhaltig eingeschränkt ist muß die 
Versicherungsaufsicht, gleichsam als 
Steilvertreter, eine Kontrollfunktion 
ausüben Um dieses Urteil zu unter­
mauern: Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland, in der die private Kran­
kenversicherung auf den gleichen 
Grundsätzen wie in Österreich be­
ruht warnen selbst die Befürworter 

einer weitgehenden Deregulierung 
des Versicherungsmarktes vor einem 
Verzicht auf die staatliche Aufsicht 
über die Krankenversicherungstarife 
{Finsinger, 1988, S 194-196) 

Finsinger (1988, S 196) weist auf 
einen zusätzlichen Gesichtspunkt hin: 
Angesichts der langen Vertragsdauer 
in der Krankenversicherung sind in­
nerhalb der Laufzeit institutionelle Än­
derungen im Gesundheitswesen nicht 
auszuschließen, die eine grundlegen­
de Reform der Versicherungsbedin­
gungen und damit eine Neufassung 
des Tarifs erfordern Auch dann ist es 
Aufgabe der Aufsichtsbehörde darauf 
zu achten, daß die vertraglich beding­
te Unbeweglichkeit des Versiche­
rungsnehmers nicht ausgenützt wird 

Eine gewisse Reiativierung der Ar­
gumentation für eine Beibehaltung 
der Tarifregulierung ist in bezug auf 
das Gruppengeschäft angebracht 
Der Gruppenversicherungsvertrag hat 
— wie erwähnt — eine Laufzeit von 
nur einem Jahr, sodaß der Versiche­
rungsnehmer (das Unternehmen, der 
Betriebsrat) in einer wesentlich bes­
seren Position ist als in der Einzelver­
sicherung Er hat grundsätzlich die 
Option, auf einen überhöhten Anstieg 
des Tarifs mit dem Wechsel des Versi­
cherungsunternehmens zu reagieren 
Darüber hinaus wird seine Verhand­
lungsmacht auch dadurch gestärkt, 
daß er eine Vielzahl — oft mehrere 
hundert — von Versicherten vertritt 
Allerdings erwachsen auch in der 
Gruppenversicherung aus einem 
Wechsel zu einem anderen Anbieter 
Transaktionskosten, denn der Grup­
penversicherte erwirbt — wie in der 
Einzelversicherung — gewisse An ­
sprüche, die im Zuge eines Wechsels 
verlorengehen Das Argument für die 
Beibehaltung der Tarifregulierung ist 
daher auch in der Gruppenversiche­
rung nicht ganz ohne Berechtigung 
wenngleich es von geringerer Bedeu­
tung ist als in der Einzelversicherung 
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